
§ 12 FGG bietet dem Richter Gelegenheit, a l l e  Mög­
lichkeiten der Tatsachenerforschung, deren er zur 
Unterstützung seiner Entscheidung bedarf, von Amts 
wegen auszuschöpfen. Neben den Fürsorgerinnen, die 
persönlich zu vernehmen waren, hätte insbesondere mit 
Rücksicht darauf, daß die Mutter die Darstellung des 
Amtes für Mutter und Kind über die schlechten Ver­
hältnisse in ihrer Wohnung bestritten hat, auch der 
Hausvertrauensmann, der als solcher Organ der demo­
kratischen Verwaltung ist und auf Grund seiner Tätig­
keit ebenfalls einen genauen Einblick in die häuslichen 
Verhältnisse der Beschwerdeführerin haben dürfte, ge­
hört werden sollen. Bei Irmgard, die Mitglied der FDJ 
ist, hätte außerdem unbedingt der Leiter ihrer FDJ- 
Gruppe über ihre Beteiligung am gesellschaftlichen 
Leben und ihr Verhalten im Kreise der Jugendfreunde 
gehört werden müssen. Das Beschwerdegericht hat 
diesem Umstand nicht nur das ihm zukommende Ge­
wicht nicht beigelegt, sondern in dem angefochtenen 
Beschluß sogar die Ansicht vertreten, daß eine etwaige 
Betätigung Irmgards in der FDJ allein sie nicht vor 
Verwahrlosung bewahren könne. Dieser Auffassung 
muß entschieden widersprochen werden. Das Be­
schwerdegericht hat die entscheidende Rolle, die die 
FDJ als Massenorganisation der Jugend bei der Ent­
wicklung unserer Jugend hat und die große Hilfe, die 
ihr Wirken den Eltern bei der Erfüllung der Er­
ziehungspflichten gibt, nicht erkannt. Deshalb ist es 
auch ment verwunderlich, daß das Landgericht auch 
bei Günter keine Feststellungen darüber getroffen hat, 
ob er der Jugendorganisation (bei ihm käme der 
„Verband der Jungen Pioniere“ in Frage) angehört, um 
gegebenenfalls dort nähere Auskünfte über ihn einzu- 
hoien.

Auf keinen Fall hätte aber eine Günter betreffende 
Entscheidung ohne Einschaltung seiner Schule getroffen 
werden dürfen, nachdem das Beschwerdegericht fest­
gestellt hatte, daß dieser seit seiner Ausheilung (Januar 
laöl) wieder regelmäßig die Schule besucht. Um einen 
umfassenden Überblick über die Entwicklung eines 
Kindes und deren eventuelle Gefährdung zu erhalten, 
genügt es nicht, nur die häuslichen Verhältnisse zu be­
trachten. Das Leben unserer Jugend spielt sich nient 
nur im Elternhaus, sondern zu einem wesentlichen Teil 
auch in der Gesellschaft (z. B. in der Schule, der 
Jugendorganisation usw.) ab. Alle Faktoren zusammen 
wirken erzieherisch auf das heranwachsende Kind ein 
und beeinflussen seine Entwicklung, wobei eine 
ständige Wechselwirkung zwischen Elternhaus und 
Schule und, sofern der Minderjährige Mitglied der FDJ 
oder des Verbandes der Jungen Pioniere ist, auch 
dieser Organisation besteht. Unser antifaschistiscn- 
demokratischer Staat ist — wie z. B. die Schaffung von 
Elternbeiräten und die Einrichtung von Elternsemi­
naren zeigt — sichtlich bestrebt, diese Wechselwirkung 
zu fördern, zu verstärken und so zu gestalten, daß 
trotz der verschiedenen Sphären, in denen sich das 
Leben unserer Kinder bewegt, die Gleichmäßigkeit 
ihrer Entwicklung garantiert ist. Das erfordert aber, 
daß die bisherige Isolierung des Elternhauses über­
wunden und eine enge Verbindung zwischen ihm, der 
demokratischen Öffentlichkeit und der deutschen de­
mokratischen Schule hergestellt wird, wozu die ge­
nannten Einrichtungen beitragen. Diese neue Stellung 
des Elternhauses in der Gesellschaft müssen auch die 
Vormundschaftsgerichte bei ihrer Tätigkeit beachten. 
Es genügt daher für die Entscheidung der Frage, ob 
ein Jugendlicher gefährdet ist, nicht, daß lediglich 
seine häuslichen Verhältnisse überprüft werden. Es 
muß vielmehr auch derjenige Teil seines Lebens be­
trachtet werden, der sien außerhalb des Elternhauses 
unmittelbar in der Gesellschaft abspielt.

Endlich liegt eine Verletzung der dem Richter von 
Amts wegen obliegenden Aufklärungspflicht noch darin, 
daß das Beschwerdegericht, der fehierhalten Auffassung 
des Amtsgerichts folgend, die für die Familie S. folgen­
schwere Maßnahme der Sorgerechtsbeschränkung be­
schlossen hat, ohne die Kinder selbst zu hören. Das 
Gesetz enthält zwar zur Zeit noch keine ausdrückliche 
Bestimmung, daß Minderjährige in derartigen Fällen 
persönlich anzuhören sind. Das bürgerliche Recht hatte 
im Rahmen der bürgerlichen Familienordnung, die auf 
der ihrer Bezeichnung nach elterlichen, ihrem Wesen 
nach väterlichen Gewalt, d. h. auf dem Bestimmungs­
recht des Vaters beruhte, keine Veranlassung, dem

Vormundschaftsrichter die persönliche Anhörung des 
Kindes zur Pflicht zu machen; denn das Kind war, so 
lange es minderjährig war, Objekt dieser elterlichen 
„Gewalt“ und hatte sich dem Willen des Erziehungs­
berechtigten zu fügen. In der antifaschistisch-demokra­
tischen Ordnung besteht eine andere Einstellung zum 
Kinde. Hier sind die Kinder nicht mehr Objekt indi­
vidualistischen Elternwillens. In einem Staat, in dem 
das Gesetz über die Teilnahme der Jugend am Aufbau 
der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. 1950 S. 95) 
bzw. für Berlin die Verordnung zur Förderung der 
Jugend (VOB1. für Groß-Berlin 1950 S. 30) den Jugend­
lichen eigene Verantwortung auf erlegen und sie zu 
verantwortungsvollen Aufgaben heranziehen, in dem 
junge Menschen durch beispielhafte Leistungen als Ak­
tivisten und Brigadiere aktiv zum gesellschaftlichen 
Fortschritt beitragen, in dem auch die Jüngeren in der 
Schule, im Verbände der Jungen Pioniere usw. zu selb­
ständigem Denken und eigener verantwortungsbewußter 
Tätigkeit angeregt werden, ist die Anordnung einer 
Maßnahme über Kinder und Jugendliche (auch im 
Rahmen des § 1666 BGB!) ohne deren persönliche An­
hörung grundsätzlich undenkbar. § 12 FGG hat insofern 
durch die veränderte Stellung des Kindes in unserer 
heutigen Gesellschaftsordnung einen neuen Inhalt er­
halten, als die Aufklärungsverpflichtung des Richters 
in allen vormundschaftsgerichtlichen Angelegenheiten, 
die Minderjährige betreffen, die p e r s ö n l i c h e  An­
hörung des Minderjährigen umfaßt, wenn diese ihrem 
Alter nach in der Lage sind, gehört zu werden. Da so­
wohl Irmgard als auch Günther ihrem Alter nach (Irm­
gard ist in wenigen Monaten volljährig und Günther 
fast 13 Jahre alt) durchaus imstande sind, eine eigene 
Darstellung über ihre Verhältnisse zu geben, stellt die 
Unterlassung ihrer Anhörung eine Verletzung des § 12 
FGG dar. Diese Gesetzesverletzung ist um so schwer­
wiegender, als die Mutter in ihrer an das Landgericht 
gerichteten Beschwerde ausdrücklich um persönliche 
Vorladung der Kinder gebeten hatte. Die vorüber­
gehende Krankheit Irmgards konnte das Beschwerde­
gericht nicht hindern, wenigstens Günter persönlich 
vorzuladen. Die Irmgard betreffende Entscheidung 
hätte bis zu ihrer Genesung zurückgestellt werden 
müssen.

Das Vorgehen beider Vorinstanzen zeigt im vorlie­
genden Fall, wie vormundschaftliche Maßnahmen über 
Jugendliche n i c h t  getroffen werden sollen. Beide 
Gerichte haben mehr oder weniger auf Grund von 
Aktenmaterial entschieden und dabei vergessen, daß 
es bei Entscheidungen in Vormundschaftssachen ent­
scheidend auf den persönlichen Eindruck ankommt, den 
das Gericht über Kinder und Erziehungsberechtigte 
selbst hat. Beide Gerichte haben übersehen, daß Kinder 
keine toten Aktenvorgänge, sondern in der Entwick­
lung stehende Menschen sind und daß Entscheidungen 
nach „Aktenlage“ — der angefochtene Beschluß kann 
nicht anders bezeichnet werden — hier nicht am Platze 
sind. Eine Maßnahme, die dem Leben des Kindes eine 
neue Richtung gibt und entscheidend in den bisherigen 
Entwicklungsprozeß eingreift, darf daher nur verfügt 
werden, wenn das Gericht sich durch gewissenhafte 
Prüfung aller Umstände davon überzeugt hat, daß die 
verfügte Maßnahme dem Wohle des Kindes dient.

Die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist aber 
noch aus anderen Gesichtspunkten rechtsfehlerhaft. 
Nach § 1666 BGB kann das Vormundschaftsgericht zur 
Abwendung einer dem Kinde drohenden Gefahr die 
hierfür erforderlichen Maßnahmen treffen. Es ist ins­
besondere auch berechtigt, die Elternrechte einzu­
schränken, und kann hierbei auch bestimmen, daß das 
Kind nicht im Elternhaus, sondern in einer anderen 
geeigneten Familie oder in einem Heim untergebracht 
und dem sorgeberechtigten Elternteil das Recht der 
Aufenthaltsbestimmung insofern entzogen wird. Bei der 
Anwendung dieser Maßnahme ist für die Entscheidung 
des Gerichts ausschließlich das Wohl des Kindes maß­
gebend, wobei das allgemeine Erziehungsziel, das in 
der antifaschistisch - demokratischen Ordnung jedem 
Sorgeberechtigten gesetzt ist, in Betracht gezogen wer­
den muß. Dieses Ziel besteht darin, die Kinder zu 
geistig und körperlich tüchtigen Menschen im Geiste 
der Demokratie, des friedlichen Zusammenlebens und 
der Völkerfreundschaft zu erziehen. Die Vormund­
schaftsgerichte und alle sonstigen mit Jugendfragen


